
Mit einer solchen Lösung wird den Betrieben eine klare 
Anleitung zum Handeln gegeben und dem Bestreben 
ein Ende gesetzt, mit zweifelhaften Vereinbarungen das 
Gesetzbuch der Arbeit zu umgehen, wodurch zugleich 
die staatliche Stellenplandisziplin bzw, der Arbeits­
kräfteplan verletzt und die Kontrolle des Lohnfonds 
untergraben werden. Konfliktkommissionen und Ge­
richte besitzen damit eine sichere Entscheidungsgrund­
lage. Der fruchtlose Streit um äußere Merkmale wird 
beendet. Natürlich bleiben bei der Kompliziertheit des 
gesellschaftlichen Arbeitsprozesses und der in ihm be­
stehenden gesellschaftlichen Arbeitsverhältnisse einige 
Fragen diskussionswürdig, z. B., wie die Rechtsverhält­
nisse von Konstrukteuren und Ingenieuren anzusehen 
sind, die außerhalb ihrer Arbeitszeit für den Betrieb 
Konstruktionen und Projekte „auf Honorarbasis“ aus­
führen.
Wir werden m. E. auch einige Einzelfragen überprüfen 
müssen, in denen es eingefahrene Vorstellungen gibt. 
Ist es z. B. wirklich richtig, daß ein und derselbe Bür­
ger zu seinem Betrieb über ein und dieselbe Arbeit 
sowohl in einem Arbeitsrechtsverhältnis als auch in 
einem Zivilrechtsverhältnis steht? Obgleich der Inge­
nieur z. B. Aufträge aus dem Arbeitsrechtsverhältnis 
während der Abendstunden und umgekehrt Aufträge 
aus dem Zivilrechtsverhältnis während der Arbeitszeit

erfüllen kann, weil sie sich im Prinzip völlig gleichen, 
werden beide Arbeitsleistungen rechtlich völlig ver­
schieden behandelt. Warum sollte der Werktätige dann 
nicht konsequenterweise zu seinem Betrieb zwei Ar­
beitsrechtsverhältnisse haben können? Wir erkennen 
doch andererseits an, daß z. B. der Dreher, der die 
Woche über in einem Maschinenbaubetrieb arbeitet, 
zum HO-Kreisbetrieb Gaststätten in einem zweiten Ar­
beitsrechtsverhältnis steht, wenn er an den Wochenenden 
in einer Gaststätte zum Tanz aufspielt. Wo liegt hier 
der wesentliche Unterschied?
Es ist z. B. auch nicht selbstverständlich, daß ein Schau­
spieler, der an einem Theater fest angestellt ist und 
bei der DEFA an einem Film mitwirkt, zu ihr in einem 
Zivilrechtsverhältnis steht, nur weil die Vereinbarung 
traditionell so abgeschlossen wird. Warum soll der 
Schauspieler, der doch in der Regel über Wochen und 
Monate bei der DEFA beschäftigt ist, keine sozialen 
Rechte besitzen, wie sie das Gesetzbuch der Arbeit 
festlegt? Wodurch ist es gerechtfertigt, daß die DEFA 
viele ihrer Hauptproduzenten als Außenstehende be­
handelt?
Ich vermag diese Fragen hier noch nicht zu beantworten, 
aber ich glaube, daß wir uns von manchen überkom­
menen Vorstellungen frei machen müssen, wenn wir 
wirklich sozialistische Rechtspflege betreiben wollen.
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Nochmals: Zur materiellen Verantwortlichkeit 
des Werktätigen bei der Schädigung eines Dritten

Das Oberste Gericht hat in einer Entscheidung den 
Grundsatz ausgesprochen, daß ein Werktätiger für 
schuldhafte Schadenszufügung während der Ausübung 
seiner Arbeitsaufgaben stets nur gegenüber seinem Be­
trieb und nur nach den Bestimmungen des Gesetzbuchs 
der Arbeit über die materielle Verantwortlichkeit 
(§§112 ff.) haftet. Wird ein Dritter durch diese schuld­
hafte Arbeitspflichtverletzung geschädigt, so hat er 
keine unmittelbaren Ansprüche gegen den Werktätigen, 
sondern nur gegen dessen Betrieb1.
W e i ß  erklärt, daß er dem Urteil des Obersten Ge­
richts im Ergebnis zustimme, daß ihm jedoch die Be­
gründung in einigen Punkten bedenklich erscheine1 2. 
Aus seinen weiteren Bemerkungen ist jedoch ersicht­
lich, daß er von der uneingeschränkten Weitergeltung 
der zivilrechtlichen materiellen Verantwortlichkeit so­
wohl des Werktätigen als auch des Betriebes gegenüber 
dem geschädigten Dritten ausgeht. Damit wendet sich 
Weiß trotz gegenteiliger Behauptung aber gegen das 
Grundanliegen des Urteils.
Die Hauptrichtung seiner Argumentation geht dahin, 
daß er die Auswirkung der Neuregelung der gesell­
schaftlichen Arbeitsverhältnisse durch das Gesetzbuch 
der Arbeit auf dem Zivilrecht unterworfene Vermö­
gensverhältnisse in Zweifel zieht. Wenn es auch zu­
trifft, daß das Oberste Gericht zur Begründung seines 
Standpunkts auf das Gesetzbuch der Arbeit und die 
sich daraus für den Werktätigen ergebenden Rechts­
folgen hinweist, so kann doch dem Urteil keineswegs 
entnommen werden, daß es einzig und allein die Be­
stimmungen dieses Gesetzes sind, die zwingend zu dem 
veränderten Rechtsstandpunkt führen. Unstreitig ist es 
so — und das geht auch aus dem Urteil hervor —, daß
1 OG, Urteil vom 8. September 1964 — 2 Zz 21/64 — (NJ 1965 
S. 125).
2 Weiß, „Die materielle Verantwortlichkeit des Werktätigen bei
Schädigung eines Dritten“, NJ 1965 S. 513 ff. (514).

mit der Regelung der arbeitsrechtlichen materiellen 
Verantwortlichkeit im Gesetzbuch der Arbeit offen­
sichtlich wurde, welches Mißverhältnis zwischen der 
arbeitsrechtlichen und der zivilrechtlichen materiellen 
Verantwortlichkeit der Werktätigen besteht. In dieser 
Linie liegt es auch, wenn das Oberste Gericht in den 
Gründen seiner Entscheidung auf weitere Urteile ver­
weist, die sich mit ähnlichen Fragen befassen3. Offen­
bar soll durch diesen Hinweis zum Ausdruck gebracht 
werden, daß es bei allen diesen Entscheidungen um 
ein Grundproblem geht: Ist es möglich, die tatsächlich 
bestehende Einheit zwischen dem Betrieb und seinen 
Werktätigen rechtlich zu zerreißen?
Diesen Ausgangspunkt des Obersten Gerichts hat Weiß 
offenbar verkannt. Anders ist es nicht zu erklären, daß 
er zu folgender Feststellung kommt:

„In Zukunft würde nach diesem Urteil § 831 BGB 
auch die Haftung für fremdes Verschulden begrün­
den. Damit würde § 831 BGB zu demselben Ergebnis 
führen, wie es innerhalb bestehender Schuldverhält­
nisse vom § 278 BGB festgelegt wird.“

Kann man wirklich davon sprechen, daß das Verschul­
den des unmittelbar handelnden Werktätigen als frem­
des Verschulden im Verhältnis zum Betrieb in Erschei­
nung tritt? Diese Frage muß entschieden verneint wer­
den.
In der Vergangenheit haben sich bereits Verfasser auf 
den verschiedensten Rechtsgebieten um eine Charakte­
risierung des sozialistischen Betriebes bemüht'*. Unge-

3 So z. B. OG, Urteil vom 11. Jünl 1963 - 2 Zz 10/63 - (NJ 1963 
S. 604), wo von „dem Wesen eines sozialistischen Betriebes als 
eines auf der Grundlage von Volkseigentum produzierenden 
Kollektivs von Werktätigen“ gesprochen wird.
4 Vgl. z. B. Strohbach / Supranowitz, Die volkseigenen Indu­
striebetriebe — staatliche sozialistische Organisationsformen im 
Bereich der gesellschaftlichen Produktion zur bewußten Ent­
faltung und Leitung der schöpferischen Kräfte der Werktäti­
gen, Berlin 1960 (unveröffentlichte Dissertation); Hochbaum,
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